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Drucksache IV/ 2384 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

(22. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes (3. ÄndG KgfEG) 

— Drucksache IV/997 — 


A. Bericht des Abgeordneten Bazille 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in der 63. Sitzung 
am 8. März 1963 den Regierungsentwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Kriegsgefange- 
nenentschädigungsgesetzes (KgfEG) federführend 
dem Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrer- 
fragen und zur Mitberatung dem Haushaltsausschuß 
überwiesen. Der Ausschuß für Kriegsopfer- und 
Heimkehrerfragen hat den Entwurf in der Zeit vom 
22. Mai 1963 bis 16. Juni 1964 in insgesamt sechs 
Sitzungen beraten. 

Die Beschlüsse des Kriegsopferausschusses nach 
dem Stand vom 20. Juni 1963 sahen finanzielle Aus- 
wirkungen für den Bundeshaushalt in Höhe von 
360 Mio DM vor. Von diesem Betrag entfiel der 
wesentlichste Teil, nämlich 300 Mio DM, auf die 
vom Ausschuß zu § 3 Abs. 1 KgfEG beschlossene 
Gewährung einer zusätzlichen Entschädigung von 
50 DM ab drittem Gewahrsamsjahr, frühestens vom 
1. Januar 1949 an. 

Der Haushaltsausschuß hat sich in seiner Sitzung 
vom 16. Januar 1964 mit den Beschlüssen des 
Kriegsopferausschusses befaßt und war dabei zu 
dem Ergebnis gekommen, dem Gesetzentwurf nur 
„in der Fassung der Regierungsvorlage zuzustim- 
men". Gegen diese Beschlußfassung äußerte der 
Kriegsopfe raus schuß in seiner Sitzung am 6. Mai 
1964 in Berlin deshalb grundsätzliche Bedenken, 
weil er der Meinung war, daß die Formulierung, 
die auf die „Fassung der Regierungsvorlage" Bezug 
nahm, dem Kompetenzverhältnis zwischen dem 
federführenden und dem mitberatenden Ausschuß 
nicht entsprechen würde. Besonderen Wert legte 


der Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfra- 
gen auf eine Äußerung des Haushaltsausschusses 
darüber, ob die durch die Dritte Novelle zum KgfEG 
verursachten finanziellen Aufwendungen entspre- 
chend seinen Vorschlägen auf mehrere Haushalts- 
jahre verteilt werden könnten. Der unter diesem 
Gesichtspunkt mit der Vorlage am 8. Mai 1964 
erneut befaßte Haushaltsausschuß stellte fest, daß 
sein Beschluß vom 16. Januar 1964 so zu verstehen 
sei, daß die Regierungsvorlage im Bereich der finan- 
ziellen Aufwendungen wiederhergestellt werden 
sollte, d. h. im Rahmen eines Betrages von 50 Mio 
DM, von denen 37 Mio DM in das Haushaltsgesetz 
1964 aufgenommen worden sind. Der Berichterstatter 
des Haushaltsausschusses brachte zum Ausdruck, 
daß es sich bei der vorliegenden Novelle noch nicht 
um ein Schlußgesetz handele; dies hat den Haus- 
haltsausschuß offenbar veranlaßt, sich mit der Frage 
der Verteilung der finanziellen Aufwendungen für 
das Gesetz auf mehrere Haushaltsjahre nicht zu 
befassen. 

In Anbetracht dieser Situation mußte sich der 
Kriegsopferausschuß am 16. Juni 1964 erneut mit 
dem Gesetzentwurf befassen; insbesondere auch, 
nachdem in einer Koalitionsbesprechung mit dem 
Bundeskanzler am gleichen Tage ein Finanzvolumen 
für das Dritte Änderungsgesetz zum KgfEG in Höhe 
von 200 Mio DM vereinbart worden war. Auf Grund 
des Ergebnisses dieser Besprechung haben die 
Koalitionsvertreter im Ausschuß in Abänderung der 
Beschlüsse des Kriegsopferausschusses vom 20. Juni 
1963 eine Änderung des § 3 Abs. 1 KgfEG dahin 
gehend beantragt, daß vom fünften Gewahrsams- 
jahr — frühestens vom 1. Januar 1951 — an für 
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jeden Gewahrsamsmonat eine zusätzliche Entschädi- 
gung von 20 DM gewährt wird, die sich nach zwei, 
vier und sechs weiteren Gewahrsamsjahren jeweils 
um 20 DM erhöht. Dieser Antrag ist von der Aus- 
schußmehrheit angenommen worden. Ein aus den 
gleichen Gründen gestellter weiterer Antrag der 
Koalitionsvertreter zur. Änderung des § 4 KgfEG 
sah vor, die Nachzahlung der zusätzlichen Entschä- 
digung auf die Jahre 1964 bis 1967, d. h. ein Jahr 
länger, als es der ursprüngliche Ausschußbeschluß 
vorsah, zu verteilen. Dieser Antrag ist jedoch von 
der Ausschußmehrheit abgelehnt worden. 

Die Vertreter der SPD-Fraktion widersprachen 
einer Änderung der ursprünglichen Ausschußvor- 
lage vom 20. Juni 1963. Vertreter der FDP-Fraktion 
enthielten sich der Stimme mit der Begründung, daß 
durch die Veränderung der Vorlage das angestrebte 
Ziel einer Abschlußregelung zum KgfEG nicht mehr 
erreicht würde. 

Einen Antrag aus der Mitte des Ausschusses, der 
im Prinzip der Hauptforderung des Verbandes der 
Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermißtenange- 
hörigen Deutschlands e. V. (VdH) entsprach, näm- 
lich die Gewährung einer Entschädigung für Ge- 
wahrsamszeiten, die vor dem 1. Januar 1947 liegen, 
hat der Kriegsopferausschuß mit Mehrheit abge- 
lehnt. 

Der Kriegsopferausschuß hat abschließend also 
über die im Entwurf der Bundesregierung vorge- 
sehenen Änderungen hinaus besonders folgende 
weitere Verbesserungen des KgfEG beschlossen: 

1. die Verlegung des Stichtages vom 3. Februar 
1954 auf den 31. Dezember 1961; 

2. die Gewährung einer zusätzlichen Entschädigung 
von 20 Deutsche Mark je Gewahrsamsmonat 
vom fünften Gewahrsams jahr — frühestens vom 
1. Januar 1951 — an, die sich nach zwei, vier 
und sechs weiteren Gewahrsamsjahren jeweils 
um 20 Deutsche Mark erhöht; 

3. die Erweiterung der Härteregelung mit den Lei- 
stungen nach Abschnitt II des Gesetzes (Darlehen 
und Beihilfen) auf ehemalige Kriegsgefangene, 
die vor dem 1. Januar 1947 aus dem Gewahrsam 
entlassen worden sind. 

Der Ausschuß bittet, dem Gesetzentwurf nach 
Maßgabe der im II. Teil des Berichtes erläuterten 
Beschlüsse, im übrigen entsprechend den nach dem 
Regierungsentwurf vorgeschlagenen Änderungen 
die Zustimmung zu geben. 


II. Der Gesetzentwurf im einzelnen 

Zu Artikel I 

Zu Nr. 1 

Die Änderung des § 230 des Lastenausgleichs- 
gesetzes — LAG — durch die 16. Novelle und die 
im Zweiten Änderungsgesetz zum Bundesentschädi- 
gungsgesetz — BEG — (Drucksache IV/1550) für 
§ 4 vorgesehene Ergänzung der Wohnsitzvoraus- 
setzungen rechtfertigt nach Auffassung des Aus- 
schusses die Verlegung des Stichtages im KgfEG 


auf den 31. Dezember 1961. Die hier vorgeschlagene 
Regelung geht über die in den erwähnten Rechts- 
materien getroffenen oder vorgesehenen Stichtag- 
vorschriften hinaus. Es sollen auch diejenigen ehe- 
maligen deutschen Kriegsgefangenen in das Gesetz 
einbezogen werden, die bis zum 31. Dezember 1961 
aus dem Ausland — also auch aus den westlichen 
Ländern — - in den Geltungsbereich des Gesetzes zu- 
gezogen sind. 

§ 1 Abs. 3 stellt sicher, daß nach bisherigem 
Recht bestehende Ansprüche durch die Verlegung 
des Stichtages unberührt bleiben. 

Zu Nr. 2 

Nach den Beschlüssen der Außenministerkonfe- 
renz in Moskau im Frühjahr 1947 sollte die Ent- 
lassung und Heimschaffung der deutschen Kriegs- 
gefangenen bis zum 31. Dezember 1948 beendet 
sein. Diejenigen ehemaligen Kriegsgefangenen, die 
über diesen Zeitpunkt hinaus festgehalten wurden, 
erhalten deshalb für den überlangen Gewahrsam 
nach geltendem Recht — frühestens ab drittem Ge- 
wahrsamsjahr — 60 Deutsche Mark monatlich. Sie 
sollen nach dem Beschluß des Ausschusses noch 
darüber hinaus eine zusätzliche Entschädigung ab 
fünftem Gewahrsamsjahr — frühestens vom 1. Ja- 
nuar 1951 — von 20 Deutsche Mark monatlich er- 
halten, die sich nach zwei, vier und sechs weiteren 
Gewahrsamsjahren um jeweils 20 Deutsche Mark 
erhöht. 

Zu Nr. 3 

Die Änderung des § 4 soll wegen der Kosten die 
Aufteilung der Auszahlung der zusätzlichen Ent- 
schädigung auf drei Haushaltsjahre ermöglichen. 
Die Nachzahlung soll nach dem Vorschlag des Aus- 
schusses in den Jahren 1964, 1965 und 1966 vor- 
genommen werden, wobei Berechtigte mit längerer 
Gewahrsamszeit bevorzugt zu berücksichtigen wä- 
ren. 

Zu Nr. 4 

Die Absätze 2 und 3 des § 5 müssen entsprechend 
der Erweiterung des Personenkreises in § 1 ge- 
ändert werden. 

Zu Nr. 8 

Die im Entwurf der Bundesregierung vorgesehene 
Ergänzung des § 27 Abs. 2 wurde vom Ausschuß 
abgelehnt. Es sollte nicht durch eine Vorschrift im 
KgfEG dem in Vorbereitung befindlichen Verwal- 
tungsverfahrensgesetz vorgegriffen werden. 

Zu Nr. 9 

Die Ergänzung des § 29 Abs. 3 soll es ermög- 
lichen, daß diejenigen ehemaligen Kriegsgefange- 
nen, die vor dem 1. Januar 1960 aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen an der Antragstellung ge- 
hindert waren (z. B. durch verspätete Existenz- 
gründung infolge Umschulung), wegen der inzwi- 
schen eingetretenen Kostensteigerung in Anlehnung 
an das LAG einen höheren Darlehensbetrag (bis 
40 000 Deutsche Mark) erhalten können. 
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Zu Nr. 13 

Die Härteregelung des § 44 a Abs. 1 Nr. 1 soll 
für die Fälle gelten, in denen ehemalige Kriegs- 
gefangene (§ 2) nach bisherigem Recht deshalb 
keine Leistungen nach Abschnitt II erhalten können, 
weil sie schon vor dem 1. Januar 1947 aus dem Ge- 
wahrsam entlassen wurden. Falls ein ursächlicher 
Zusammenhang zwischen ihrer früheren Gefangen- 
schaft und dem noch vorhandenen Bedürfnis nach 
wirtschaftlicher und sozialer Eingliederung besteht, 
soll die oberste Landesbehörde im Einvernehmen 
mit dem zuständigen Bundesminister im Einzelfall 
die Hilfen nach Abschnitt II des Gesetzes ganz oder 
teilweise zulassen können. Auch bei der Prüfung 
des ursächlichen Zusammenhangs soll die Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages in der 161. Sitzung 
vom 28. September 1956 beachtet werden, daß das 
KgfEG nicht dem Buchstaben nach einengend, son- 
dern aufgeschlossen und menschlich auszulegen ist. 

Die Härteregelung des § 44 a Abs. 1 Nr. 2 ist 
besonders für Fälle gedacht, in denen ehemalige 
Kriegsgefangene (§ 2) nach ihrer nach dem 31. De- 
zember 1946 verfügten Entlassung freiwillig im 
Ausland geblieben oder erst nach dem neuen Stich- 
tag (31. Dezember 1961) in den Geltungsbereich des 
Gesetzes zugezogen oder vor Inkrafttreten des 
Dritten Änderungsgesetzes ausgewandert sind. In 
diesen Fällen soll die oberste Landesbehörde im 
Einvernehmen mit dem zuständigen Bundesminister 
Leistungen nach Abschnitt I und II des Gesetzes 
ganz oder teilweise zulassen können, wenn sich im 
Einzelfall für den Betreffenden besondere Härten 
ergeben. 

Die Härteregelung des § 44 a Abs. 2 soll der 
obersten Landesbehörde die Möglichkeit eröffnen, 
in besonderen Härtefällen dem Ehegatten eines in- 
zwischen verstorbenen Antragstellers die beantragte 
Leistung nach Abschnitt II des Gesetzes (Darlehen 
und Beihilfen) zu gewähren, wenn und soweit noch 
ein Bedarf hierfür vorhanden ist und die Voraus- 
setzungen für die Gewährung beim Antragsteller 
selbst erfüllt waren. 

Zu Artikel Ia 

In Artikel I Nr. 2 hat der Ausschuß eine Ergän- 
zung des § 3 Abs. 1 um zwei Sätze beschlossen, die 
zwischen Satz 1 und Satz 2 der geltenden Fassung 
dieser Vorschrift eingefügt werden sollen. In § 9 a 
Abs. 2 erster Halbsatz des Häftlingshilfegesetzes 
(HHG) ist unter anderem bestimmt, daß § 3 Abs. 1 
Satz 2 KgfEG sinngemäß gilt. Um klarzustellen, daß 
sich die Änderung des § 3 Abs. 1 KgfEG in dem 
vom Ausschuß vorgeschlagenen Sinne nicht auf die 
Eingliederungshilfe nach § 9 a HHG bezieht, ist 
diese redaktionelle Änderung des Häftlingshilfe- 
gesetzes erforderlich. 


III. Finanzielle Auswirkungen 

Auf Grund der Beschlüsse des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen ergibt sich aus 
diesem Gesetz folgender Mehrbedarf: 

1. Einbeziehung der Sowjetzonen- 
flüchtlinge im Sinne des § 3 BVFG 

(wie im Regierungsentwurf) 12 Mio DM 

2. Einbeziehung der übrigen ehemali- 
gen Kriegsgefangenen bei Verle- 
gung des Stichtages vom 3. Februar 
1954 auf den 31. Dezember 1961 

(nach Ausschußbeschluß) 38 Mio DM 

In den unter Nr. 1 und 2 angegebe- 
nen Kosten sind auch die Mehrkosten 
für die Änderung in § 5 (Erbfälle) 
enthalten. 

3. Zusätzliche Entschädigungsleistun- 
gen ab fünftem Gewahrsamsjahr 
entsprechend der Neuregelung des 

§ 3 (nach Ausschlußbeschluß) .... 140 Mio DM 

Die Nachzahlung der zusätzlichen 
Entschädigung soll nach dem Aus- 
schußbeschluß zu § 4 auf die Haus- 
haltsjahre 1964, 1965 und 1966 ver- 
teilt werden können. 

4. Für die fakultativen Leistungen 
nach Abschnitt II (Darlehen und 
Beihilfen) muß unter Umständen 
mit einem geringfügig höheren 
Haushaltsansatz gerechnet werden, 
weil der Personenkreis der Berech- 
tigten nach dem Ausschußbeschluß 
größer werden soll. Jedoch ist es 
nicht möglich, hierfür einen beson- 
deren Betrag zu nennen, weil die 
Höhe dieser Haushaltstitel in je- 
dem Rechnungsjahr neu im Haus- 
haltsgesetz bestimmt wird. 

5. Für die Härteregelung gemäß 
§ 44 a (nach Ausschußbeschluß) ist 
ein Mehrbetrag einzusetzen, der 

auf 10 Mio DM 

geschätzt wird. 

Gesamtkosten 200 Mio DM 

Für das Haushaltsjahr 1964 ist im Haushaltsgesetz 
ein Betrag von 37 Mio DM für die Mehrleistungen 
nach der 3. Novelle zum KgfEG eingesetzt 
worden. Der Restbetrag von 163 Mio DM müßte 
sich demnach gemäß § 4 auf die Haushaltsjahre 1965 
und 1966 verteilen. 


Bonn, den 16. Juni 1964 


Bazille 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/997 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Ein- 
gaben und Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Juni 1964 


Der Ausschuß für 

Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 
Bazille 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes (3. ÄndG KgfEG) 

— Drucksache IV/997 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kriegsopfer- und 

Heimkehrerfragen 

(22. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des 

Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
(3. ÄndG KgfEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz vom 
30. Januar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 5), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Kriegsgefangenenentschädigungsge- 
setzes vom 8. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 904), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Berechtigte nach diesem Gesetz sind 
ehemalige Kriegsgefangene, die nach dem 
31. Dezember 1946 aus ausländischem Ge- 
wahrsam (§ 2) entlassen worden sind und 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
( 3 . Februar 1954) in seinem Geltungsbereich 
gehabt haben oder ihn nach diesem Zeit- 
punkt genommen haben oder nehmen 

1 . im Anschluß an ihre Entlassung 
aus ausländischem Gewahrsam 
oder 

2. als Aussiedler (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes) 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des 

Kriegsgefangenenentschädigungsgesetze* 

(3. ÄndG KgfEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz vom 
30. Januar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 5), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Kriegsgefangenenentschädigungsge- 
setzes vom 8. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 904), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

..§ i 

(1) Berechtigte nach diesem Gesetz sind ehe- 
malige Kriegsgefangene, die nach dem 31. De- 
zember 1946 aus ausländischem Gewahrsam 
(§ 2) entlassen worden sind und ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt am 31. Dezember 1961 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gehabt 
haben oder ihn nach diesem Zeitpunkt unter 
einer der folgenden Voraussetzungen genom- 
men haben oder nehmen 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

spätestens sechs Monate nach dem 
Verlassen der zur Zeit unter frem- 
der Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebiete oder des Gebie- 
tes desjenigen Staates, aus dem 
sie vertrieben oder ausgesiedelt 
worden sind, oder 

3. als Heimkehrer nach den Vor- 
schriften des Heimkehrergesetzes 
oder 

4. als Sowjetzonenflüchtling im Sinne 
des § 3 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes oder 

5. im Wege der Familienzusammen- 
führung zu ihren Ehegatten oder 
als Minderjährige zu ihren Eltern 
oder als Hilfsbedürftige zu ihren 
Kindern, vorausgesetzt, daß die 
nachträglich Zugezogenen mit einer 
Person zusammengeführt werden, 
die schon am 3. Februar 1954 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ständigen Aufenthalt hatte oder 
ihn nach diesem Zeitpunkt unter 
einer der in den Nummern 1 bis 4 
dieses Absatzes genannten Voraus- 
setzungen genommen hat; dabei 
sind im Verhältnis zwischen Eltern 
und Kindern auch Schwiegerkinder 
zu berücksichtigen, wenn das ein- 
zige oder letzte Kind verstorben 
oder verschollen ist. Wer das sieb- 
zigste Lebensjahr vollendet hat, 
gilt stets als hilfsbedürftig, sofern 
er im bisherigen Aufenthaltsgebiet 
ausreichende Pflege nicht erhalten 
hat und nicht erhalten konnte. 

Bei der Frist nach Nummer 2 werden solche 
Zeiten nicht mitgerechnet, in denen ein Ver- 
triebener nach Verlassen eines der in § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes 
bezeichneten Staaten, aus dem er vertrieben 
oder ausgesiedelt worden ist, sich in einem 
anderen der dort bezeichneten Staaten auf- 
gehalten hat, ferner nicht solche Zeiten, in 
denen er oder ein mit ihm ausgesiedelter 
Familienangehöriger im Anschluß an die 
Aussiedlung erkrankt und infolgedessen zur 
Fortsetzung der Reise außerstande war, 
sowie solche Zeiten, in denen er oder ein 
mit ihm ausgesiedelter Familienangehöriger 
in der sowjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin aus 
Gründen, die er nicht zu vertreten hat, ge- 
waltsam festgehalten worden ist." 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung zu ihren Ehegatten oder als Min- 
derjährige zu ihren Eltern oder als 
Hilfsbedürftige zu ihren Kindern, vor- 
ausgesetzt, daß die nachträglich Zuge- 
zogenen mit einer Person zusammen- 
geführt werden, die schon am 31. De- 
zember 1961 im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ständigen Aufenthalt 
hatte oder ihn nach diesem Zeitpunkt 
unter einer der in den Nummern 1 
bis 4 dieses Absatzes genannten Vor- 
aussetzungen genommen hat; dabei 
sind im Verhältnis zwischen Eltern 
und Kindern auch Schwiegerkinder zu 
berücksichtigen, wenn das einzige 
oder letzte Kind verstorben oder ver- 
schollen ist. Wer das siebzigste Le- 
bensjahr vollendet hat, gilt stets als 
hilfsbedürftig, sofern er im bisherigen 
Aufenthaltsgebiet ausreichende Pflege 
nicht erhalten hat oder nicht erhalten 
konnte. 

Bei der Frist nach Nummer 2 werden solche Zei- 
ten nicht mitgerechnet, in denen ein Vertriebe- 
ner nach Verlassen eines der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten 
Staaten, aus dem er vertrieben oder ausgesie- 
delt worden ist, sich in einem anderen der dort 
bezeichneten Staaten aufgehalten hat, ferner 
nicht solche Zeiten, in denen er oder ein mit ihm 
ausgesiedelter Familienangehöriger im Anschluß 
an die Aussiedlung erkrankt und infolgedessen 
zur Fortsetzung der Reise außerstande war, so- 
wie solche Zeiten, in denen er oder ein mit ihm 
ausgesiedelter Familienangehöriger in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin aus Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, gewaltsam festge- 
halten worden ist. 


(2) Berechtigte sind ferner ehemalige Kriegs- 
gefangene, die nach dem 31. Dezember 1946 aus 
ausländischem Gewahrsam (§ 2) entlassen wor- 
den sind und vor dem 31. Dezember 1961 vor- 
übergehend ihren Wohnsitz oder Aufenthalt aus 
dem Geltungsbereich des Gesetzes in das Aus- 
land verlegt haben. 
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Entwurf 


b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Nicht berechtigt nach diesem Gesetz 
sind die im ausländischen Gewahrsam gebo- 
renen Abkömmlinge von Berechtigten, die 
selbst erst im ausländischen Gewahrsam ge- 
boren wurden; jedoch bleibt ihre Rechtsstel- 
lung nach § 5 unberührt." 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird hinter den Worten 
„60 Deutsche Mark" eingesetzt: „ — jedoch 
höchstens bis zu einem Gesamtbetrag von 
11 000 Deutsche Mark — ", 


b) In Absatz 3 wird nach dem Wort „entschä- 
digt" statt des Punktes ein Komma gesetzt 
und folgender Halbsatz angefügt: „jedoch 
nur im Rahmen der Vorschrift über die 
Höchstgrenze nach Absatz 1." 


3. § 4 entfällt . 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 

(3) Soweit Personen nach dem 3. Februar 1954 
und vor dem 1. Januar 1962 ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes verlegt haben und auf 
Grund der bisherigen Fassung des Absatzes 1 
oder 2 berechtigt waren, verbleibt es dabei; § 9 
bleibt unberührt. 


(4) Nicht berechtigt nach diesem Gesetz sind 
die im ausländischen Gewahrsam geborenen 
Abkömmlinge von Berechtigten, die selbst erst 
im ausländischen Gewahrsam geboren wurden; 
jedoch bleibt ihre Rechtsstellung nach § 5 unbe- 
rührt." 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für jeden Kalendermonat des Fest- 
haltens in ausländischem Gewahrsam — 
frühestens vom 1. Januar 1947 an — wird 
als Entschädigung ein Betrag von 30 Deut- 
sche Mark gewährt, der sich nach weiteren 
zwei Jahren ausländischen Gewahrsams auf 
60 Deutsche Mark erhöht. Vom fünften Ge- 
wahrsamsjahr — frühestens vom 1. Ja- 
nuar 1951 — an wird für jeden Gewahrsams- 
monat eine zusätzliche Entschädigung von 20 
Deutsche Mark gewährt, die sich nach zwei, 
vier und sechs weiteren Gewahrsamsjahren 
jeweils um 20 Deutsche Mark erhöht; jedoch 
erhalten diejenigen Berechtigten, die selbst 
erst im ausländischen Gewahrsam geboren 
wurden, diese zusätzliche Entschädigung 
nicht. Die Gesamtentschädigung wird auf 
einen Höchstbetrag von 12 000 Deutsche 
Mark begrenzt. Mit der Entschädigung sind 
etwa bestehende Ansprüche des Berechtigten 
wegen Freiheitsentziehung und Arbeitslei- 
stung im ausländischen Gewahrsam gegen 
die Bundesrepublik abgegolten." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Monat, in den der Beginn des aus- 
ländischen Gewahrsams fällt, sowie der Ent- 
lassungsmonat werden voll entschädigt, je- 
doch nur im Rahmen der Vorschrift über 
die Höchstgrenze nach Absatz 1." 


3. § 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

..§ 4 

Die Nachzahlung der zusätzlichen Entschädi- 
gung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 erfolgt nach Maß- 
gabe der Haushaltsansätze in den Jahren 1964, 
1965 und 1966; dabei sind Berechtigte mit län- 
gerer Gewahrsamszeit bevorzugt zu berücksich- 
tigen," 
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4. § 5 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Ist der Berechtigte (§ 1) nach Inkrafttre- 
ten des Gesetzes (3. Februar 1954) gestorben, so 
ist der Anspruch auf die Entschädigung (§ 3) 
vererblich, wenn der Berechtigte von seinem 
Ehegatten, seinen Kindern oder seinen Eltern 
beerbt wird und diese hinsichtlich des Wohn- 
sitzes oder ständigen Aufenthalts eine der Vor- 
aussetzungen des § 1 Abs. 1 erfüllen. Sind Er- 
ben dieser Art nicht vorhanden, so geht der An- 
spruch auf Entschädigung in entsprechender An- 
wendung der Vorschriften über die gesetzliche 
Erbfolge von Eltern und Kindern auf die Stief- 
kinder oder den Stiefelternteil über, wenn diese 
hinsichtlich des Wohnsitzes oder ständigen Auf- 
enthalts eine der Voraussetzungen des § 1 

Abs . 1 erfüllen. Wird der Berechtigte von meh- 
reren Erben beerbt und liegen nur bei einem 
Teil von ihnen die Voraussetzungen des Sat- 
zes 1 vor, so steht den Erben, die die Voraus- 
setzungen erfüllen, der Anspruch auf die ganze 
Entschädigung, und zwar soweit er ihr Erbrecht 
übersteigt, als Voraus zu. Der Anspruch ist auch 
dann vererblich, wenn sich die Erben eines 
nach § 1 Abs. 2 Berechtigten in einem auslän- 
dischen Staatsgebiet aufhalten, in dem die Bun- 
desrepublik vertreten ist. 

(3) Ist der Kriegsgefangene im ausländischen 
Gewahrsam oder der ehemalige Kriegsgefan- 
gene im Anschluß an seine Entlassung aus dem 
Gewahrsam auf dem Wege in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes oder in der Zeit vom 
1. Januar 1947 bis zum 2. Februar 1954 im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gestorben, so ha- 
ben nach Maßgabe des Absatzes 2 die dort ge- 
nannten Personen Anspruch auf Entschädigung 
in entsprechender Anwendung des § 3. Das 
gleiche gilt, wenn der ehemalige Kriegsgefan- 
gene nach dem 2. Februar 1954 als Sowjetzonen- 
flüchtling im Sinne des § 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes seinen Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt genommen hatte und vor Inkrafttreten der 
Vorschrift des § 1 Abs. 1 Nr. 4 gestorben ist." 


5. § 9 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 9 

(1) Ansprüche nach den §§ 3 und 5 werden 
auf Antrag festgestellt. Der Antrag ist späte- 
stens bis zum 31. Dezember 1967 zu stellen. 

(2) Für Berechtigte, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt nach dem 31. Dezember 
1964 im Geltungsbereich dieses Gesetzes neh- 
men, endet die Frist drei Jahre nach ihrem Ein- 
treffen im Geltungsbereich des Gesetzes. 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 

4. § 5 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Ist der Berechtigte (§ 1) nach dem 31. De- 
zember 1961 gestorben, so ist der Anspruch auf 
die Entschädigung (§ 3) vererblich, wenn der 
Berechtigte von seinem Ehegatten, seinen Kin- 
dern oder seinen Eltern beerbt wird und diese 
hinsichtlich des Wohnsitzes oder ständigen Auf- 
enthalts eine der Voraussetzungen des § 1 
Abs. 1, 2 oder 3 erfüllen. Sind Erben dieser Art 
nicht vorhanden, so geht der Anspruch auf Ent- 
schädigung in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften über die gesetzliche Erbfolge von 
Eltern und Kinder auf die Stiefkinder oder den 
Stiefelternteil über, wenn diese hinsichtlich des 
Wohnsitzes oder ständigen Aufenthalts die 
Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllen. Wird 
der Berechtigte von mehreren Erben beerbt und 
liegen nur bei einem Teil von ihnen die Voraus- 
setzungen des Satzes 1 vor, so steht den Erben, 
die die Voraussetzungen erfüllen, der Anspruch 
auf die ganze Entschädigung, und zwar soweit 
er ihr Erbrecht übersteigt, als Voraus zu. Der 
Anspruch ist auch dann vererblich, wenn sich 
die Erben eines nach § 1 Abs. 2 oder 3 Berech- 
tigten in einem ausländischen Staatsgebiet auf- 
halten, in dem die Bundesrepublik vertreten ist. 

(3) Ist der Kriegsgefangene im ausländischen 
Gewahrsam oder der ehemalige Kriegsgefan- 
gene im Anschluß an seine Entlassung aus dem 
Gewahrsam auf dem Wege in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes oder in der Zeit vom 
1. Januar 1947 bis zum 31. Dezember 1961 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gestorben, so 
haben nach Maßgabe des Absatzes 2 die dort ge- 
nannten Personen Anspruch auf Entschädigung 
in entsprechender Anwendung des § 3. Das 
gleiche gilt, wenn der ehemalige Kriegsgefan- 
gene nach dem 31. Dezember 1961 als Sowjet- 
zonenflüchtling im Sinne des § 3 des Bundesver- 
triebenengesetzes im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes seinen Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt genommen hatte und vor Inkrafttreten der 
Vorschrift des § 1 Abs. 1 Nr. 4 gestorben ist." 


5. unverändert 


8 


(3) Stirbt ein Berechtigter innerhalb der für 
ihn geltenden Antragsfrist, ohne einen Antrag 



Deutscher Bundestag — 4, Wahlperiode 


Drucksache IV/2384 


Entwurf 

gestellt zu haben, so endet für den Personen- 
kreis des § 5 Abs. 2 die Frist drei Jahre nach 
dem Todestage. 

(4) Für Berechtigte nach § 5 Abs. 3 endet 
die Antragsfrist drei Jahre nach Erhalt der To- 
desmeldung oder der Todeserklärung. 

(5) Ist ein Berechtigter an der Antragstellung 
durch Umstände verhindert worden, die außer- 
halb seines Willens lagen, so ist er noch inner- 
halb eines Jahres nach Wegfall des Hindernis- 
ses zur Antragstellung zuzulassen." 


6. § 22 wird wie folgt geändert: 

^ Statt des Wortes „Anfechtungsklage" wird 
das Wort „Klage" gesetzt. 


7. § 24 wird wie folgt geändert: 

^ Statt des Wortes „Anfechtungsklage" wird 
das Wort „Klage" gesetzt. 

8. § 27 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„die Kosten einer Vertretung trägt stets der 
Antragsteller ." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für die Kostenregelung im Verfahren 
vor den Gerichten der Verwaltungsgerichts- 
barkeit gelten vom Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes (3. Februar 1954) an die für 
diese Gerichte maßgebenden Vorschriften. 
Vor dem 1963 *) ergangene Kosten- 

entscheidungen, die dieser Vorschrift nicht 
entsprechen und unanfechtbar geworden 
sind, sind auf Antrag aufzuheben; über 
diese Kosten ist neu zu entscheiden." 

9. § 29 wird wie folgt ergänzt: 

An Absatz 3 wird folgender zweiter Satz ange- 
fügt: 

„Er erhöht sich auf 40 000 Deutsche Mark bei 
Darlehnsbewerbern, die nach dem 31. Dezember 
1959 ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Gesetzes genommen haben oder nehmen / 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 27 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 


„(4) Für die Kostenregelung im Verfahren 
vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbar- 
keit gelten vom Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes (3. Februar 1954) an die für diese Ge- 
richte maßgebenden Vorschriften. Vor dem 

1964 *) ergangene Kostenentscheidungen, 

die dieser Vorschrift nicht entsprechen und un- 
anfechtbar geworden sind, sind auf Antrag auf- 
zuheben; über diese Kosten ist neu zu ent- 
scheiden." 

9. § 29 wird wie folgt ergänzt: 

♦ 

An Absatz 3 wird folgender zweiter Satz ange- 
fügt: 

„Er erhöht sich auf 40 000 Deutsche Mark bei 
Darlehnsbewerbern, die vor dem 1. Januar 1960 
keinen Antrag stellen konnten." 


10. § 30 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: io. unverändert 

♦ 

„(1) Für den Bau eines Familienheimes, einer 
Eigentumswohnung oder einer sonstigen Woh- 
nung, insbesondere am Orte des gesicherten 


*) Tag des Inkrafttretens des Dritten Ändemngsgesetzes *) Tag des Inkrafttretens des Dritten Änderungsgesetzes 
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Arbeitsplatzes, kann Berechtigten (§ 1) ein Dar- 
lehen in Höhe und nach den Grundsätzen des 
Lastenausgleichs gewährt werden. Für die son- 
stige Beschaffung von Wohnungen kann ein 
Darlehen bis zu 5000 Deutsche Mark gewährt 
werden, soweit die übrige Finanzierung des 
Vorhabens sowie die technischen und recht- 
lichen Voraussetzungen gesichert sind. Bei Dar- 
lehnsberwerbern, die vor dem 1. Januar 1960 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Gesetzes genommen haben, wird der 5000 Deut- 
sche Mark übersteigende Betrag, bei Darlehns- 
bewerbern, die nach dem 31. Dezember 1959 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Gesetzes genommen haben, das volle Darlehen 
auf den Höchstbetrag nach § 29 Abs. 3 ange- 
rechnet. 

(2) Diese Darlehen gelten nicht als Öffent- 
liche Mittel im Sinne des § 6 Abs. 1 des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes in der Fassung vom 
1. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1122)." 


11. § 39 wird wie folgt ergänzt: 

♦ 

In Absatz 1 Nr. 3 wird nach dem Wort „Hand- 
werkskammer" ein Komma gesetzt und die 
Worte „Landwirtschaftskammer oder einer ihr 
entsprechenden Stelle" eingefügt. 


12. § 43 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Gegen den Beschluß des Beschwerde aus- 
schusses oder den Einspruchsbescheid können 
der Antragsteller und die vom Land nach Ab- 
satz 1 bestimmte Behörde binnen eines Monats 
nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht 
erheben; die §§ 23 bis 27 gelten entsprechend." 


13. Hinter § 44 wird eingefügt: 

„ § 44 a 

Sofern sich in einzelnen Fällen aus den Vor- 
schriften dieses Gesetzes besondere Härten er- 
geben, kann die zuständige oberste Landesbe- 
hörde im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte ehemaligen Kriegsgefangenen, die 
nach dem 31. Dezember 1946 aus ausländischem 
Gewahrsam entlassen worden sind, auch dann 
Leistungen nach diesem Gesetz gewähren , wenn 
die sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind." 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. Hinter § 44 wird eingefügt: 

♦ 

„ § 44 a 

(i) Sofern sich in einzelnen Fällen aus den 
Vorschriften dieses Gesetzes besondere Härten 
ergeben, kann die zuständige oberste Landes- 
behörde im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Vertriebene, Flüchtlinge undKriegs- 
geschädigte an ehemalige Kriegsgefangene, die 

1. vor dem 1. Januar 1947 aus auslän- 
dischem Gewahrsam (§ 2) entlassen 
worden sind, bei Vorliegen der son- 
stigen gesetzlichen Voraussetzungen 
die Gewährung von Leistungen nach 
Abschnitt II dieses Gesetzes ganz oder 
teilweise zulassen, 

2. nach dem 31. Dezember 1946 aus aus- 
ländischem Gewahrsam (§ 2) entlassen 
worden sind, die Gewährung von Lei- 
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Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel III 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, den Wort- 
laut des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
in der neuen Fassung bekanntzumachen, die sich aus 
den Änderungen und Ergänzungen in Artikel I er- 
gibt. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am 1963 in Kraft. 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 

stungen dieses Gesetzes ganz oder 
teilweise zulassen, auch wenn die son- 
stigen gesetzlichen Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 

(2) Ist ein Berechtigter (§ 1), der einen An- 
trag auf Leistungen nach Abschnitt II dieses 
Gesetzes gestellt hat, gestorben, so kann die 
zuständige oberste Landesbehörde in Härtefäl- 
len dem Ehegatten die beantragte Leistung ge- 
währen, wenn und soweit bei dem Ehegatten 
noch ein Bedarf vorhanden ist und die Voraus- 
setzungen für die Gewährung beim Antragstel- 
ler erfüllt waren.“ 


Artikel Ia 

Das Häftlingshilfegesetz — HHG — in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 578) wird wie folgt geändert: 

In § 9 a Abs. 2 werden die Worte „§ 3 Abs. 1 
Satz 2“ durch die Worte „§ 3 Abs. 1 Satz 4" ersetzt. 


Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Verkün- 
dung folgenden Monats in Kraft, 
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